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Husum, den 21.11.01

Gesetzliche Neuordnung der Seeunfalluntersuchung wird abgelehnt

Öffentlichkeit erhalten / Fachkompetente Wasserschutzpolizei weiterhin beteiligen

(Husum/Cuxhaven/Varel i.O.) Die Schutzgemeinschaft Deutsche Nordseeküste e. V. (SDN) fordert mit Nachdruck die Sicherstellung von öffentlichen Seeamtsverhandlungen. Sie sieht sich in ihrer Kritik an dem Gesetzgebungsvorhaben durch die Expertenanhörung am 14. November im Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestages bestätigt. 

Vor allem die geplante Abschaffung der öffentlichen Seeamtsverhandlungen stößt an der gesamten Küste in den Fachkreisen auf massive Kritik. Künftig soll sich eine öffentliche Untersuchung, insbesondere wenn sie so starkes Öffentlichkeitsinteresse auslöst wie im Fall ‚Pallas‘, nicht wiederholen. Dort mussten hochrangige Beamte des Bundesverkehrsministeriums und der Wasser- und Schifffahrtsdirektionen Nord und Nordwest sich öffentlich rechtfertigen. Dieses Kontrollinstrument will die Bundesregierung durch die Gesetzessänderung abschaffen. Die Öffentlichkeit war nach Meinung der SDN jedoch bisher das wichtigste Kontrollinstrument für Mängel im Seesicherheitssystem. „In der deutschen Rechtssprechung gibt es schließlich das öffentliche, objektive Interesse und das Vertrauen in die Justiz. Subjektives Einzelinteresse, das zwar verständlich ist, kann aber niemals Grundlage für eine Gesetzesänderung sein“, unterstreicht die SDN.

Gesetze, die ohne sachliche Gründe demokratische Kontroll​systeme einschränken, passten nicht zu dem erklärten Ziel der Bundesregierung, einen modernen und bürgerfreundlichen Staat zu schaffen. Der vielzitierte IMO-Code zur internationalen Untersuchung von Seeunfällen sei nach seinem Wortlaut ausdrücklich anwendbar für öffentliche und nichtöffentliche Untersuchungen. 

Die SDN kritisiert auch, dass der Gesetzentwurf der Bundesregierung die gleichberechtigte Mitwirkung ehrenamtlicher Fachleute in Zukunft ausschließe. Bislang waren die Ehrenamtlichen Beisitzer ein weiteres Kontrollinstrument, das es der Seeunfalluntersuchungsbehörde praktisch unmöglich machte, Kritik am Seesicherheitssystem oder am Verhalten von zuständigen Beamten zu unterdrücken. „Die Vorgänge um die Havarie der „Pallas“ haben aufgezeigt, das dieses System unbedingt beibehalten werden muss“, fordert die SDN

Nach dem neuen Gesetzentwurf werden die ehrenamtlichen Fachkräfte zu weisungsgebundenen „Hilfskräften“ degradiert. Besonders das vom Hauptpersonalrat des Bundesverkehrsministeriums vorgelegte Gutachten belege, dass es Versuche der Manipulation am Verfahren ‚Pallas‘ oder bei der Untersuchung der Seeunfälle in der Kadetrinne gegeben habe. Damit werde deutlich, wie wichtig die demokratischen Kontrollsysteme „Öffentliche Seeamtsverhandlung“ und „Ehrenamtliche Beisitzer“ seien, unterstreicht die SDN. Daher sei die Fachaufsicht grundlegend neu zu regeln und dem Bundesjustizminister zu übertragen.

Bestätigt sieht sich die SDN auch in ihrer Kritik, dass der Gesetzentwurf künftig die Wasserschutzpolizei von der objektiven Unfallursachenaufklärung ausschließen will. Der Gesetzentwurf verzichte damit in deutschen Hoheitsgewässern auf ein flächendeckendes, fachkompetentes und vor allem jederzeit schnell verfügbares Beweissicherungssystem, das von keiner Bundesbehörde ersetzt werden könne. 

Im übrigen habe die Expertenanhörung deutlich gemacht, dass personengeschützten Daten von betroffenen Personen einschließlich Fotos, Gesundheitsdateien und Schuldeingeständnissen künftig in jeden Teil der Welt weitergeleitet werden können, und zwar unabhängig davon, ob in dem jeweiligen Staat ein angemessener Datenschutz existiere oder nicht. 

Die SDN fordert deshalb, dass diese Regelungen grundlegend überarbeitet und das Schutzinteresse der Betroffenen besser berücksichtigt werde. 

Die Schutzgemeinschaft Deutsche Nordseeküste begrüßt daher ausdrücklich die politische Initiative des Landes Schleswig-Holstein, mit der die Bundesregierung aufgefordert wurde, eine Kompromisslösung auf der Grundlage der von allen 16 Bundesländern verfassten Empfehlungen zu suchen. Die SDN zweifelt nicht daran, dass ein vernünftiger Kompromiss auch von der Mehrheit der Umweltverbände und Fachkreise getragen würde. 

Mit der freundlichen Bitte um Veröffentlichung!

Hans von Wecheln

Sprecher der Schutzgemeinschaft Deutsche Nordseeküste 

